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Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg 

 

Vollzugsleitfaden zur VwV-LGVFG 
 
 

I. Allgemeine Hinweise, Ziele des Leitfadens 
Die Verpflichtung, durch das Land geförderte Maßnahmen einer Erfolgskontrolle zu 
unterziehen, begründet sich im Haushaltsrecht des Landes. Die Landeshaushalts
ordnung (LHO) bzw. die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur LHO (VV-LHO) le
gen die Rahmenbedingungen dafür fest: 
 
• „Abschließende Erfolgskontrollen sind bei allen Maßnahmen durchzuführen.“ (VV 

zu § 7 LHO Ziff. 3.3.4) 
 
• „Kern der Erfolgskontrolle ist die Bewertung, ob und in welchem Ausmaß die an

gestrebten Ziele erreicht wurden, ob die Maßnahme ursächlich für die Zielerrei
chung war und ob die Maßnahme wirtschaftlich war.“ (VV zu § 7 LHO Ziff. 3.3.1) 

 
Dieser Leitfaden dient als Orientierung und Hilfestellung für Bewilligungsbehörden 
und Vorhabenträger zur Festlegung von Zielen, Kriterien, Methode und zeitlichem 
Rahmen für die Erfolgskontrolle bei Fördervorhaben nach dem LGVFG. Ziel des 
Leitfadens ist es dabei, eine möglichst unbürokratische Handhabung der Erfolgskon
trolle zu ermöglichen. In der Regel ist es nicht ausreichend, den Erfolg der Maß
nahme lediglich mit der planmäßigen Umsetzung nachzuweisen. 
 

II. Verfahren 
a. Ziel der Maßnahme 

Die Erfolgskontrolle steht in direktem Bezug zum Ziel einer geförderten Maß
nahme.  
Das Maßnahmenziel ist individuell, bezogen auf das konkret geplante Vorha
ben gemäß VwV-LGVFG, Abschnitt A, Nummer I festzulegen und kann nur 
vom Vorhabenträger selbst bestimmt werden. Es ist dabei auch möglich, dass 
eine Maßnahme mehrere Ziele verfolgt. Der Vorhabenträger hat daher im 
Förderantrag darzulegen, welche(s) Ziel(e) gemäß VwV-LGVFG, Abschnitt A, 
Nummer IV 8 mit dem geplanten Vorhaben erreicht werden soll(en). Diese 
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Ziele werden durch die Bewilligungsstelle in den Zuwendungsbescheid über
nommen und dadurch für das Fördervorhaben fixiert. 

 
b. Erfolgskriterien 

Ob ein gefördertes Vorhaben sein(e) Ziel(e) erreicht hat, wird anhand indivi
dueller Erfolgskriterien nachgewiesen. In der Regel sollen daher messbare 
Erfolgskriterien benannt werden. Der Vorhabenträger hat im Förderantrag 
darzulegen, anhand welcher Kriterien eine erfolgreiche Umsetzung der ge
planten Maßnahme gemessen werden soll. Die Bewilligungsstelle prüft im 
Rahmen der Erstellung des Zuwendungsbescheids, ob die genannten Krite
rien geeignet sind, den Maßnahmenerfolg zu beschreiben und übernimmt 
diese anschließend in den Zuwendungsbescheid. 
Besteht der Erfolg der Maßnahme in einem einfachen, leicht nachvollziehba
ren Ergebnis, erlaubt VV zu § 7 LHO Ziff. 3.3.4 in diesen Ausnahmefällen, 
dass auf eine abschließende Erfolgskontrolle verzichtet wird. Die Begründung 
ist von der Bewilligungsstelle in der Förderakte zu dokumentieren. 
Um den Aufwand für Zuwendungsempfänger und Bewilligungsstellen mög
lichst gering zu halten wird empfohlen, vorrangig Erfolgsindikatoren mit gerin
gem Erhebungs- und Dokumentationsaufwand zu wählen. 

 
c. Methode 

Der Vorhabenträger hat im Förderantrag darzulegen, mit welcher Methode die 
Erreichung mindestens eines Maßnahmenziels beurteilt werden kann. Bei 
messbaren Erfolgskriterien geschieht dies durch Anwendung einer geeigne
ten Messmethode. In Betracht kommen insbesondere Vorher-Nachher-Ver
gleiche, Zählungen, Soll-Ist-Vergleiche, Fotodokumentationen und Stellung
nahmen Dritter. Die Bewilligungsstelle prüft im Rahmen der Erstellung des 
Zuwendungsbescheids, ob die vom Vorhabenträger genannte Methode ge
eignet ist, die Erfolgskriterien zu beschreiben und übernimmt diese anschlie
ßend in den Zuwendungsbescheid. Gegebenenfalls setzt sie sich mit dem 
Vorhabenträger in Verbindung, um die geeignete Methode festzulegen. Die 
letztentscheidende Instanz über die Methodik ist die zuständige Bewilligungs
behörde. 

 
d. Zeitlicher Rahmen für die Erfolgskontrolle 

Der Erfolg einer Maßnahme tritt nicht zwingend bereits mit der baulichen Um
setzung oder dem finanziellen Abschluss eines Vorhabens ein. Bei einigen 
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Fördertatbeständen benötigt es einen zeitlichen Versatz zur Umsetzung der 
Maßnahme, um den Erfolg der Investition letztlich beurteilen zu können. Das 
bedeutet auch, dass die Erfolgskontrolle ggf. zeitlich nachgelagert zum Ver
wendungsnachweis erfolgen kann. Vom Vorhabenträger ist aus diesem 
Grund bereits im Förderantrag darzustellen, welchen zeitlichen Rahmen das 
Vorhaben benötigt, um feststellen zu können, ob die Maßnahmenziele er
reicht wurden. Dies ist von der Bewilligungsstelle in den Zuwendungsbe
scheid aufzunehmen. 
Liegt der Zeitpunkt der Erfolgskontrolle nach dem der Verwendungsprüfung, 
ist der Schlussbescheid mit einer Nebenbestimmung zu versehen, die die 
Durchführung der Erfolgskontrolle sicherstellt und den Zeitpunkt der Erfolgs
kontrolle festlegt. Auf Grundlage eines begründeten Antrags kann die Bewilli
gungsstelle die Frist zum Nachweis der Zielerreichung verlängern. 
Damit verzögert die Erfolgskontrolle die Abrechnung eines Vorhabens nicht. 

 
e. Erfolgskontrolle 

Die Erfolgskontrolle erfolgt durch die Bewilligungsstelle zum zuvor im Zuwen
dungsbescheid festgelegten Zeitpunkt. Wurde der Zeitpunkt der Erfolgskon
trolle im Schlussbescheid neu festgesetzt, gilt dieser. Der Vorhabenträger hat 
der Bewilligungsstelle alle dafür erforderlichen Angaben, insbesondere die 
nach der festgelegten Messmethode ermittelten Werte, rechtzeitig und unauf
gefordert vorzulegen. 
Bei der Gesamtbeurteilung der Erfolgskontrolle soll wertend berücksichtigt 
werden, ob ggf. ein anderes Ziel erreicht oder übererfüllt wurde. Dies kann 
bedeuten, dass ein im Bewilligungsbescheid festgelegtes Förderziel auch 
nachträglich durch ein anderes ersetzt werden kann. Der Vorhabenträger hat 
dies zu begründen und mitzuteilen, ob dazu auch eine Anpassung des För
derziels, der Erfolgskriterien, der Methode und des zeitlichen Rahmens der 
Erfolgskontrolle erforderlich ist. Eine nachträgliche Änderung bedarf der Zu
stimmung der Bewilligungsbehörde. 

 
f. Vorgehen bei Nichterreichen des Maßnahmenerfolgs 

Im Falle dass der Erfolg einer Maßnahme nicht erreicht wurde und auch ein 
nachträglicher Wechsel des Maßnahmenziels, der Erfolgskriterien, der Mess
methode oder des Zeitpunkts des Nachweises nicht zu einer erfolgreichen 
Zielerreichung beitragen konnte, ist mit Blick auf eine mögliche Rückforde



Anlage 23 
(zur VwV-LGVFG) 

Leitfaden Erfolgskontrolle; 10/2025  4 

rung zu prüfen, ob der Vorhabenträger das Nichterreichen des Erfolgs zu ver
treten hat. 
Wenn der Vorhabenträger plausibel und nachvollziehbar darlegt, warum er 
die Nichterreichung des Maßnahmenziels nicht zu vertreten hat, ist von einer 
Rückforderung der gewährten Förderung abzusehen. In diesen Fällen ist vom 
Vorhabenträger insbesondere darzulegen, dass zum Zeitpunkt der Förderan
tragstellung keine Anhaltspunkte bestanden, das Ziel nicht erreichen zu kön
nen. 

 
III. Beispiele für Förderziele und Erfolgskriterien 

Die angefügte Tabelle enthält bewährte Beispiele für Förderziele und Erfolgskriterien 
zugeschnitten auf die Fördertatbestände des LGVFG. Die Tabelle ist jedoch nicht 
abschließend, sondern eröffnet den Bewilligungsstellen und Vorhabenträgern die 
Möglichkeit, abweichend davon auch auf das individuelle Vorhaben direkt zuge
schnittene Förderziele und Erfolgskriterien selbst festzulegen, um den Umständen 
des Einzelfalls bestmöglich zu entsprechen. 
 

Beispiele für Förderziele 
Beispiele für Fördertatbestände 

Beispiele für Erfolgskriterien 

Verbesserung des Verkehrsange
bots/der Verkehrsinfrastruktur/der 
Erreichbarkeit 

KStB: 
- Richtliniengemäße Planung 

(RASt1, RAL2, etc.) 
- Planmäßige Umsetzung von Brü

ckenmodernisierungen  
(Verstärkung bzw. (Teil-)Erneue
rung mit Anpassung an die aktu
ellen technischen Standards) 

ÖPNV: 
- Erhöhung der Anzahl an Li

nien/Fahrten/Fahrspuren/Bus-
/Bahnsteigkanten/Taktverdichtun
gen 

- Erhöhung der Anzahl der einge
setzten Fahrzeuge 

 
1 Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
2 Richtlinien für die Anlage von Landstraßen 
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- Erhöhung des Erschließungs
grads (z.B. mehr Halte) 

- Erhöhung der Zahl der transpor
tierten Fahrgäste oder Ein-/Aus
steiger an Haltestellen 

- Planmäßige Installation von Infor
mationsanzeigern 

RuF: 
- Planmäßige Umsetzung gemäß 

Anlage 12 VwV-LGVFG 
(RL Stand der Technik Rad- und 
Fußverkehr). Die dort angegebe
nen Regel- und Zielstandards de
finieren den Grundstandard. 
Darüberhinausgehende Angebote 
sind zu begründen. 

Stärkung/Verbesserung der Attrakti
vität von umweltverträglichen Ver
kehrsmitteln 

KStB: 
- Auslastungsgrad (P+M-Plätze) 

sofern digital / automatisch ermit
telbar 

ÖPNV: 
- Höhere Fahrgastzahlen 
- Verbesserung der Aufenthalts

qualität in Fahrzeugen/an Halte
stellen/an multimodalen Knoten 
durch bspw. Sitzmöglichkeiten, 
Überdachung an Haltestellen 

- Planmäßige Installation von Infor
mationsanzeigern 

RuF: 
- Gestiegene Zahl Fahrradfahren

der an Zählstellen  
- Planmäßige Umsetzung  
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Erhöhung der Kapazität im ÖPNV - Erhöhung der Anzahl an Li
nien/Fahrten/Fahrspuren/Bus-
/Bahnsteigkanten/Taktverdichtun
gen 

- Erhöhung der Anzahl der einge
setzten Fahrzeuge 

- Einsatz größerer/längerer Fahr
zeuge bzw. Fahrzeuge mit größe
ren Transportkapazitäten 

Verbesserung des Verkehrsflus
ses/Beschleunigungswirkung/ver
besserter Betriebsablauf 

KStB: 
- Kfz/Tag auf der jeweiligen Straße, 

Anzahl Lichtsignalanlagen, die 
eine verkehrsabhängige Beein
flussung des Verkehrs ermögli
chen  

ÖPNV:  
- Fahrzeitverkürzung, weniger Ver

spätungen, Einhaltung des Fahr
plans, Erhöhung der Anzahl an 
Linien/Fahrten/Fahrspuren 

- Planmäßige Einrichtung von 
rechnergesteuerten Betriebsleit
systemen 

- Planmäßige Inbetriebnahme von 
technischen Maßnahmen zur 
Steuerung von Lichtsignalanla
gen 

RuF: 
- Vermeidung von Beeinträchtigun

gen auf Radweg (Straßenüber
gänge, Wartezeiten Lichtsignal
anlagen), 

- Fußgängerfreundliche Schaltung 
von Lichtsignalanlagen 
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Geringere Störanfälligkeit im ÖPNV 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.6; Be

triebshofrichtlinie Nummer 15 b 

- Fahrzeitverkürzung, weniger Ver
spätungen, Einhaltung des Fahr
plans 

Bei Bau, Aus- und Umbau von Betriebs
höfen: 

-  Verringerung des Schadstands, 
- Ausfälle je Fahrzeug-Kilometer, 
- Veränderung der Wartungskosten 

Ausgestaltung lebendiger und ver
kehrsberuhigter Ortsmitten 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.1, 1.8 

Je nach Schwerpunktsetzung der Maß
nahme: z.B. Verringerung der Lärmbe
lastung, Verbesserung von Verkehrssi
cherheit und Attraktivität, Herstellung 
standardentsprechender Infrastruktur, 
Erhöhung der Fußgängerfrequenz, 
wahrgenommene Qualität, Einführung 
eines Parkraummanagements, Verringe
rung der Anzahl der Falschparker, Ver
ringerung der Wartezeiten z. B. durch 
Verkürzung der Lichtsignalschaltung bei 
Fahrbahnquerungen, Entlastung von in
nerörtlichen Straßen, Geringere Unfall
zahlen 

Erhöhung der Verkehrssicher
heit/Beseitigung von Unfallschwer
punkten 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.9 

KStB/ÖPNV: 
- Geringere Unfallzahlen 
- Umsetzung einer Maßnahme 

gem. EKrG 
- Sicherung/Beseitigung von hö

hengleichen Bahnübergängen 
- Verminderung oder Entlastung 

des Verkehrs an einer Kreuzung 
- Herstellung von Sichtflächen an 

Bahnübergängen 
RuF:  

- Umsetzung einer Maßnahme ge
mäß dem Verkehrssicherheitsau
dit 
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Anbindung an das überörtliche Ver
kehrsnetz 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.4 

Kfz/Tag auf der jeweiligen Straße, Re
duktion Kfz/Tag im bewohnten Gebiet, 
Anzahl der Unfälle 

Vernetzung verschiedener Mobili
tätsformen (auch untereinander) 
(zur Verringerung des motorisierten 
Individualverkehrs) 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.6 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.4, 1.5, 

1.7 

Abschnitt B.III (RuF), Nummer 1.5 

KStB/ÖPNV: 
- Auslastungsgrad (P+M-/P+R-

Plätze) sofern digital / automa
tisch ermittelbar 

- Erhöhung der Anzahl der mitei
nander vernetzten Mobilitätsfor
men 

- Verbesserung der Aufenthalts
qualität in Fahrzeugen/an Halte
stellen/an multimodalen Knoten 
durch bspw. Sitzmöglichkeiten, 
Überdachung an Haltestellen 

ÖPNV: 
- Höhere Fahrgastzahlen 
- Erhöhung der Anzahl an Li

nien/Fahrten/Fahrspuren/Bus-
/Bahnsteigkanten 

- Erhöhung fahrplanmäßiger Um
steigemöglichkeiten (innerhalb 
ÖPNV) bzw. intermodal zwischen 
zusätzlichen Verkehrsträgern 

- Höhere Nutzung/Buchungszahlen 
verschiedener Verkehrsmittel an 
multimodalen Knoten (inkl. 
Shared Mobility Angeboten) 

RuF: 
- Einhaltung der Vorgaben B+R-

Leitfaden (dort angegebene Re
gelangebote sind als Grundstan
dard ohne Nachweis der Auslas
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tung zu werten). Bei darüberhin
ausgehendem Angebot: Auslas
tungsgrad sofern digital / automa
tisch ermittelbar. 

- Einführung/Höhere Nutzungszah
len für geteilte Mikromobilität 

Verbesserung der Umsteigemöglich
keiten 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.6 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.4, 1.5 

Abschnitt B.III (RuF), Nummer 1.5 

KStB/ÖPNV: 
- Auslastungsgrad (P+M-/P+R-

Plätze) sofern digital / automa
tisch ermittelbar 

- Erhöhung der Anzahl der mitei
nander vernetzten Mobilitätsfor
men 

- Verbesserung der Aufenthalts
qualität an Haltestellen/an multi
modalen Knoten durch bspw. 
Sitzmöglichkeiten, Überdachung 
an Haltestellen 

ÖPNV: 
- Höhere Fahrgastzahlen 
- Erhöhung der Anzahl an Li

nien/Fahrten/Fahrspuren/Bus-
/Bahnsteigkanten 

- Erhöhung fahrplanmäßiger Um
steigemöglichkeiten (innerhalb 
ÖPNV); Verkürzung der Umstei
gewege 

- Höhere Anzahl von multimodalen 
Knoten zum Umstieg auf weitere 
Verkehrsmittel 

RuF: 
- Einhaltung der Vorgaben B+R-

Leitfaden (dort angegebene Re
gelangebote sind als Grundstan
dard ohne Nachweis der Auslas
tung zu werten). Bei darüberhin
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ausgehendem Angebot: Auslas
tungsgrad sofern digital / automa
tisch ermittelbar. 

Verbesserung des Lärmschutzes an 
bestehenden Straßen 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.8 

Planmäßige Umsetzung nach Fachplan 
für Lärmminderung (Lärmaktionsplan 
nach § 47 d BlmSchG oder in gleicher 
Weise geeigneter Plan bzw. Fachkon
zept) 

Erhöhung der Umweltverträglichkeit 
von Verkehrsmitteln 

- Planmäßige Umsetzung der Er
richtung von Ladeinfrastruktur 

- Quote an E-Fahrzeugen in der 
Flotte des Vorhabenträgers 

- Anzahl Carsharingplätze 

Bessere Anschlusssicherung/Infor
mationssysteme 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.6 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.4, 1.7, 

1.8 

KStB: 
- Darlegung der Staureduzierung, 

Verbesserung der Leistungsfähig
keit, Verringerung Schadstoffbe
lastung 

ÖPNV:  
- Darlegung der Reduzierung von 

Anschlussverlusten 
- Errichtung von Systemen zur Di

gitalisierung der Anschlusssiche
rung 

Weiterentwicklung des SPNV 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.7, 1.8 

Planmäßige Umsetzung der automati
sierten Erfassung und Aufbereitung von 
Fahrgastzähldaten. 

Sicherung und Beseitigung von hö
hengleichen Bahnübergängen 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.9 

Planmäßige Umsetzung der Maßnahme 
gem. EKrG. 
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Verminderung oder Entlastung des 
Verkehrs an einer Kreuzung 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.6, 1.9 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.9 

KStB: 
- Planmäßige Umsetzung der 

Maßnahme gem. EKrG. 
- Anzahl Lichtsichtsignalanlagen, 

die eine verkehrsabhängige Be
einflussung des Verkehrs ermög
lichen. 

ÖPNV: 
- Planmäßige Umsetzung der 

Maßnahme gem. EKrG. 
Herstellung von Sichtflächen an 
Bahnübergängen 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.9 

Planmäßige Umsetzung der Maßnahme 
gem. EKrG. 

Herstellung von Barrierefreiheit im 
ÖPNV/SPNV 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.11 

Plangemäße Umsetzung der Maß
nahme 

Reduktion der Luftschadstoffe 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.1, 1.6, 1.10 

Verringerte Schadstoffbelastung 

Milderung der Trennwirkung (Wie
dervernetzungsmaßnahmen) 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.11 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.12 

Abschnitt B.III (RuF), Nummer 1.6 

Plangemäße Umsetzung der Maß
nahme (Beachtung des MAQ und des 
MAmS, Einhaltung der Anforderungen 
aus dem Landeskonzept Wiedervernet
zung) 
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Langfristige Verbesserung der stati
schen Bauwerkseigenschaften/Trag
fähigkeitseigenschaften und der Ge
brauchseigenschaften 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.I (KStB), Nummer 1.12 

Planmäßige Umsetzung mit Vorlage der 
Bestandsunterlagen nach ZTV-ING 

Stärkung klimafreundlicher Mobili
tätsformen 
 

Fördertatbestand gemäß VwV-LGVFG: 

Abschnitt B.II (ÖPNV), Nummer 1.13 

Nachhaltigerer Güterverkehr durch Re
duzierung der CO2-Emissionen und 
Umschlag auf klimafreundliche Trans
portmittel durch investive Maßnahmen: 

- Einsparung von mindestens einer 
Tonne CO2 pro 100.000 Euro 

Fördersumme. Nachweis durch 
Berechnung. 

 
IV. Schlussbemerkung 

Der Vollzugsleitfaden ersetzt den Vollzugsleitfaden in der Fassung vom 06.12.2021. 
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